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(Absender)
(Adresse)
Finanzamt Nauen
Bewertungsstelle

Ketziner Str. 3

14641 Nauen




(Datum)
Az. (einsetzen)
Einspruch gegen den Grundsteuermessbescheid 
und gegen den Bescheid über den Grundsteuerwert

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den Bescheid über den Grundsteuerwert vom (Datum einsetzen) einerseits sowie gegen den Bescheid über den Grundsteuermessbetrag (Datum einsetzen) andererseits lege ich / legen wir hiermit jeweils
Einspruch

ein. 

Begründung

1. 

In der Verordnung zur Einstufung der Gemeinden in eine Mietniveaustufe werden alle Gemeinden Deutschlands in Stufen zwischen I und VII eingestuft: Die Stufen VI und VII wurden für Brandenburg nicht vergeben, in der Stufe V befindet sich in Brandenburg ausschließlich die Gemeinden Brieselang, Hoppegarten und Michendorf. Die Einstufung Brieselangs in der Stufe V führt dazu, dass der monatlichen Nettokaltmiete nochmals 20 % zugeschlagen werden. Das führt zu einem zu hohen Grundsteuerwert, treibt das Mietniveau in der Gemeinde und führt in besonderen Konstellationen zu Nachteilen in der steuerlichen Anrechenbarkeit bei Vermietungen zu niedrigeren Mietkosten.

Die direkten Nachbargemeinden Schönwalde-Glien, Dallgow-Döberitz, Ketzin und Wustermark in Stufe II, Nauen sind in Stufe III, Falkensee, Potsdam und Hohen-Neuendorf in Stufe IV eingestuft.
Es ist im Vergleich im Bundesland Brandenburg, aber auch deutschlandweit offensichtlich, dass die Einstufung Brieselangs in der Mietniveaustufe V nach der Verordnung zur Einstufung der Gemeinden in eine Mietniveaustufe im Sinne des § 254 des Bewertungsgesetzes (Mietniveau-Einstufungsverordnung-MietNEinV/ Anhang zu § 1 Anlage grob falsch ist. 
In dem in den Bundestag eingebrachten und inzwischen von Bundestag und Bundesrat beschlossenen Gesetzesentwurf der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP für ein Gesetz zur Erhöhung des Wohngelds (Wohngeld-Plus-Gesetz) vom 11. Oktober 2022 (Drs. 20/3926) werden Brieselang, Falkensee und Potsdam in die Mietniveaustufe IV, Nauen in die Mietniveaustufe III, Dallgow-Döberitz in die Mietniveaustufe V eingestuft. Diese Einstufungen dürften eher der heutigen Realität entsprechen, auch wenn die gleiche Behandlung Brieselangs mit Luxuswohnlagen in der Landeshauptstadt Potsdam weiterhin durch die tatsächlichen Mietpreise nicht gerechtfertigt erscheint. 

Nach alledem ist die Mietniveaustufe für unser Grundstück zu ändern und der Mietzuschlag zu vermindern.
2.

Die dem Bescheid zugrundeliegenden Regelungen des Grundsteuergesetzes sowie die Regelungen in dem siebenten Teil des II. Abschnitts des Bewertungsgesetzes sind unserer Ansicht nach verfassungswidrig. 

Nach dem Gesetz werden die Grundsteuerwerte in einem sehr typisierten Verfahren ermittelt. Hinsichtlich des Grund und Bodens besteht ein Anpassungsverbot; Objektspezifische Besonderheiten dürfen nicht berücksichtigt werden. Dennoch besteht keine Möglichkeit, durch ein Sachverständigengutachten oder anderweitig nachzuweisen, dass der tatsächliche Verkehrswert niedriger ist. Dies entspricht nicht dem Rechtsstaatsprinzip und verletzt das verfassungsrechtliche Gebot der Folgerichtigkeit. Da das Grundsteuergesetz an den Wert des Grundstücks anknüpfen soll, muss dieser realitätsgerecht ermittelt werden. Außerdem sind nach unserer Auffassung die von den Gutachterausschüssen festgestellten Bodenrichtwerte zu hoch. 

Wegen der erheblichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Mietniveauzuschlags und des neuen Grundsteuergesetzes die Aussetzung der Vollziehung des Bescheids.

Mit freundlichen Grüßen

(Unterschrift)
Mustereinspruch gegen einen Grundsteuermessebescheid und gegen einen Bescheid über den Grundsteuerwert für ein Grundstück in der Gemeinde Brieselang. Die individuellen Angaben (= kursiver Text) müssen eingesetzt werden.
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